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STELLUNGNAHME DER KOMMISSION 

vom XXX 

zu den Mitgliedern, zur Geschäftsordnung und zur Satzung des Europäischen Verbunds
der Übertragungsnetzbetreiber und des Europäischen Verbunds der 

Fernleitungsnetzbetreiber 

I. ALLGEMEINES 

In Artikel 5 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 714/20091 und der Verordnung (EG) 
Nr. 715/20092 ist jeweils vorgesehen, dass die Europäische Kommission eine Stellungnahme 
zum Entwurf der Satzung, zum Entwurf der Geschäftsordnung und zur Mitgliederliste des 
Europäischen Verbunds der Übertragungsnetzbetreiber und des Europäischen Verbunds der 
Fernleitungsnetzbetreiber abgibt.  

Der Europäische Verbund der Übertragungsnetzbetreiber (im Folgenden „ENTSO-E“) hat am 
22. Dezember 2010 der Europäischen Kommission und der Agentur für die Zusammenarbeit 
der Energieregulierungsbehörden (im Folgenden „ACER“) seine Satzung, Geschäftsordnung 
und Mitgliederliste übermittelt. 

Der Europäische Verbund der Fernleitungsnetzbetreiber (im Folgenden „ENTSO-G“) hat am 
28. Februar 2011 der Europäischen Kommission und der ACER seine Satzung, 
Geschäftsordnung und Mitgliederliste übermittelt. 

Am 5. Mai 2011 hat die ACER unter Berücksichtigung des Ergebnisses einer öffentlichen 
Konsultation eine Stellungnahme zur Satzung, Geschäftsordnung und Mitgliederliste 
abgegeben und der Kommission diese Stellungnahme (im Folgenden „Stellungnahme der 
ACER“) am 12. Mai übermittelt. 

Die Generalversammlung des ENTSO-E beschloss am 28. Juni 2011, den Entwurf seiner 
Satzung und den Entwurf seiner Geschäftsordnung unter Berücksichtigung der Stellungnahme 
der ACER zu ändern. 

Unter Berücksichtigung der Stellungnahme der ACER vom 5. Mai 2011 gibt die Kommission 
hiermit die folgende Stellungnahme zur Mitgliederliste, Satzung und Geschäftsordnung des 
ENTSO-E und ENTSO-G ab. 

1 ABl. L 211 vom 14.8.2009, S. 15. 
2 ABl. L 211 vom 14.8.2009, S. 15. 
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II. ENTSO-E 

Die folgende Stellungnahme beruht auf der Geschäftsordnung und der Satzung des ENTSO-E 
in der von der Generalversammlung des ENTSO-E am 28. Juni 2011 im Anschluss an die 
Stellungnahme der ACER vom 5. Mai 2011 verabschiedeten Fassung. 

II. 1. Artikel 6 der Satzung - Aufnahme neuer Mitglieder 

II. 1.1 Inhalt 

In Artikel 6 der Satzung werden sechs Voraussetzungen beschrieben, die ein 
Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) erfüllen muss, um als neues Mitglied des ENTSO-E 
akzeptiert zu werden. Die Mitgliedschaft wird bei Erfüllung dieser Voraussetzungen nicht 
automatisch gewährt. In Artikel 6 der Satzung heißt es, dass die Generalversammlung 
beschließen „kann“, die Mitgliedschaft zu gewähren, wenn die in dem Artikel festgelegten 
Voraussetzungen erfüllt sind. 

II. 1.2 Stellungnahme der ACER 

Die ACER hat Bedenken hinsichtlich des in der Satzung in Bezug auf die Aufnahme neuer 
Mitglieder vorgesehenen Ermessensspielraums. Der Wortlaut des Artikels 6 der Satzung („die 
Versammlung kann beschließen, neue Mitglieder aufzunehmen“) räumt der 
Generalversammlung einen Ermessensspielraum in Bezug auf die Aufnahme neuer Mitglieder 
in den ENTSO-E ein. Die Generalversammlung kann entscheiden, ob ein ÜNB dem Verbund 
beitreten darf oder nicht. Dieser Ermessensspielraum kann gegen Artikel 4 der Verordnung
(EG) Nr. 714/2009 verstoßen, nach dem alle ÜNB verpflichtet sind, ab dem 3. März 2011 „auf 
Gemeinschaftsebene im Rahmen des ENTSO (Strom) zusammenzuarbeiten“. Die 
Mitgliedschaft im ENTSO-E ist daher für ÜNB keine Option, sondern eine rechtliche 
Verpflichtung. Zweitens muss der Beitrittskandidat gemäß der letzten in Artikel 6 Absatz 1 der 
Satzung aufgeführten Voraussetzung „die technischen Kriterien und Standards des 
Synchrongebiets, an das er angeschlossen ist oder sein wird, erfüllen, um die Stabilität und die 
Qualität des Betriebs dieses Synchrongebiets zu gewährleisten“. 

Die ACER schlägt vor, dass die Aufnahme von ÜNB aus EU-Mitgliedstaaten verpflichtend ist,
sobald ein ÜNB die ersten fünf in Artikel 6 Absatz 1 der Satzung genannten Kriterien erfüllt, 
es sei denn, ein beitrittswilliger ÜNB befindet sich in einer Lage, die gemäß Artikel 9 der 
Satzung zu seinem Ausschluss aus dem ENTSO-E führen würde, wenn er bereits Mitglied wäre. 

II.1.3 Stellungnahme der Kommission 

Juristische und natürliche Personen, die von einer nationalen Regulierungsbehörde in der 
Europäischen Union als Übertragungsnetzbetreiber benannt werden, müssen nach Artikel 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 714/2009 auf Unionsebene im Rahmen des ENTSO (Strom) 
zusammenarbeiten. Aus dieser Pflicht ergibt sich, dass die Übertragungsnetzbetreiber in der 
Europäischen Union vorbehaltlich bestimmter Bedingungen auch das Recht haben müssen, 
dem Verbund beizutreten, um ihre Pflicht zur Zusammenarbeit zu erfüllen. 

In der überarbeiteten Fassung der Satzung, die von der Generalversammlung am 28. Juni 2011 
verabschiedet wurde, ist in Artikel 7 nunmehr vorgesehen, dass Anträge benannter 
Übertragungsnetzbetreiber auf Aufnahme in den Verbund als Beobachter im Lichte des 
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Artikels 4 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 positiv zu betrachten „sind“. Die ÜNB in der EU 
haben daher das Recht, dem Verbund als Beobachter beizutreten3. Falls sie die Regeln ihres 
Synchrongebiets einhalten, können sie auch als Mitglieder mit Stimmrecht an der 
Generalversammlung teilnehmen (Artikel 6 der Satzung).  

Nach Ansicht der Kommission ist keine weitere Änderung der Satzung des ENTSO-E 
erforderlich, um dem legitimen Anliegen der ACER Rechnung zu tragen, wonach in der EU 
benannte ÜNB das Recht haben müssen, dem ENTSO-E beizutreten. 

II. 2. Artikel 9 der Satzung – Ausschluss von Mitgliedern und Beobachtern 

II. 2.1 Inhalt 

Nach Artikel 9 Absatz 3 der Satzung ist die Generalversammlung verpflichtet, die Beteiligung
und/oder Stimmrechte auszusetzen oder ein Mitglied ganz auszuschließen, „wenn ein Staat, in 
dem ein Mitglied tätig ist (…), rechtlich nicht verpflichtet ist, die Verordnung (EG) 
Nr. 714/2009 und/oder die Richtlinie 2009/72/EG anzuwenden, oder bei deren Umsetzung 
erheblich in Verzug geraten ist“. 

II. 2.2 Stellungnahme der ACER 

Die ACER weist darauf hin, dass die Bedingungen für die Anwendung des Artikels 9 Absatz 3 
der Satzung in einer Reihe von Rechtsordnungen, innerhalb deren Gründungsmitglieder des 
ENTSO-E tätig sind, „derzeit bereits erfüllt sein können“. Eine „strikte Auslegung“ des 
Artikels 9 Absatz 3 der Satzung würde es daher erforderlich machen, dass die 
Generalversammlung einige der Gründungsmitglieder suspendiert oder ausschließt. Diese 
Situation ist möglicherweise nicht beabsichtigt gewesen. Die ACER schlägt vor, dass dem 
Artikel 9 Absatz 3 der Satzung eine „Sunset“-Klausel hinzugefügt wird. 

II. 2.3 Stellungnahme der Kommission 

Der Verbund ENTSO-E wurde 2010 von ÜNB gegründet, die nicht entflochten sind. Diese 
ÜNB müssen jedoch bis zum 3. März 2012 entflochten sein (Artikel 9 Absatz 1 der 
Richtlinie 2009/72/EG). ENTSO-E musste eine Lösung für die Behandlung von 
Gründungsmitgliedern finden, die bis zu diesem Termin nicht entflochten sind. In Artikel 9 
Absätze 1 bis 3 der Satzung sind hierfür eine Reihe von Sanktionen von der Aussetzung der 
Mitgliedschaft und/oder der Stimmrechte bis zum Ausschluss aus dem Verbund vorgesehen. 

Die besondere Sorge der ACER betrifft eine potenziell „strikte“ Auslegung des Artikels 9 
Absatz 3 der Satzung, nach der die Generalversammlung einige der Gründungsmitglieder 
automatisch suspendieren oder ausschließen müsste. Die Kommission ist der Ansicht, dass 
Artikel 9 Absatz 3 keinen automatischen Ausschluss von Gründungsmitgliedern, die derzeit 
nicht entflochten sind, bedeutet. Bevor Sanktionen verhängt werden, wird der ENTSO-E bei 
der Kommission anfragen, ob es einen „erheblichen Verzug“ bei der Umsetzung der Richtlinie 
und der Anwendung der Verordnung und/oder eines internationalen Vertrags, der das dritte 

3 Beobachter sind ÜNB, die nicht Mitglied des Verbunds sind, jedoch bestimmte Mindestanforderungen 
des Artikels 7 der Satzung erfüllen und denen von der Versammlung ein Beobachterstatus gewährt wurde. 
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Paket betrifft, gibt. Die Kommission ist am besten in der Lage, diese Auskunft zu erteilen4. Die 
Kommission ist abschließend nicht der Ansicht, dass Artikel 9 Absatz 3 der Satzung geändert 
werden muss. 

II. 3. Artikel 17 der Satzung – Die regionalen Gruppen und die freiwilligen regionalen 
Gruppen 

II. 3.1 Inhalt 

Nach Artikel 17 Absatz 1 Ziffer iv der Satzung können regionale Gruppen der Ausschüsse des
ENTSO-E der Versammlung regionale Netzkodizes zur Genehmigung vorlegen, falls sie dies 
wünschen. In solchen Fällen bewertet der Ausschuss, ob die vorgeschlagenen Kodizes „mit den
relevanten Leitlinien und Kodizes des Verbunds in Einklang stehen“. 

II. 3.2 Stellungnahme der ACER 

Der Ausschuss überprüft lediglich, ob die vorgeschlagenen regionalen Netzkodizes mit den 
internen Regeln des ENTSO-E (relevante Leitlinien und Kodizes des Verbunds) 
übereinstimmen. Es wird nicht auf die im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 
verabschiedeten Netzkodizes und auf den gemeinschaftsweiten 
Zehnjahresnetzentwicklungsplan verwiesen. Die ACER schlägt vor, dass der Ausschuss 
ebenfalls überprüfen sollte, ob die vorgeschlagenen regionalen Netzkodizes auch mit den im 
Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 verabschiedeten Netzkodizes und mit dem 
gemeinschaftsweiten Zehnjahresnetzentwicklungsplan übereinstimmen. 

II. 3.3. Stellungnahme der Kommission 

Die Kommission teilt die Auffassung der ACER, dass die Übereinstimmung zwischen dem
gemeinschaftsweiten Zehnjahresnetzentwicklungsplan und den regionalen Netzkodizes von 
entscheidender Bedeutung für das Erreichen eines wirklich integrierten Binnenmarktes ist und
daher als vorrangiges Anliegen verfolgt werden muss.  

Nach der Stellungnahme der ACER hat der ENTSO-E den Artikel 17 der Satzung wie folgt 
geändert: „(iv) eine regionale Gruppe kann regionale Netzkodizes der Versammlung zur 
Genehmigung vorlegen, falls sie dies wünscht. Hierzu prüft und berichtet der Ausschuss, ob 
die vorgeschlagenen Kodizes mit den relevante Leitlinien und relevanten Netzkodizes in 
Einklang stehen und den nicht verbindlichen gemeinschaftsweiten 
Zehnjahresnetzentwicklungsplan berücksichtigen“ [neuer Text kursiv geschrieben]. 

Die Kommission ist der Ansicht, dass diese Änderung dem legitimen Anliegen der ACER 
gerecht wird und dass keine weiteren Änderungen des Artikels 17 Absatz 1 Ziffer iv der 
Satzung erforderlich sind.  

II. 4. Kapitel 2 ENTSO-E-Konsultationsverfahren – Grundsätze der 
Konsultationspraktiken 

4 Für Gründungsmitglieder des ENTSO-E, die sich in Drittländern befinden, kann die Stellungnahme 
Fortschritte bei dem Abschluss und später bei der Umsetzung und Anwendung eines 
Regierungsübereinkommens zum dritten Paket widerspiegeln. Siehe Arbeitsdokument der 
Kommissionsdienststellen SEK(2011) 546 endg./2 vom 20. Juni 2011. 
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II. 4.1 Inhalt

In Kapitel 2.4 des ENTSO-E-Dokuments „Consultation Process“ (Konsultationsverfahren) 
wird beschrieben, wie der ENTSO-E die Akteure konsultieren wird. Dort heißt es, dass, was 
formelle Konsultationen betrifft, „mindestens ein Monat und in der Regel zwei Monate als 
Zeitraum für die Konsultation festgelegt werden. Der maximale Konsultationszeitraum beträgt 
drei Monate.” Die Konsultation an sich betrifft mit einer Begründung versehene Vorschläge. 
Informationen über die Folgen der Vorschläge, einschließlich einer ökonomischen Analyse, 
werden, soweit möglich, zur Verfügung gestellt werden. 

II. 4.2 Stellungnahme der ACER

Die ACER ist der Ansicht, dass die Art und Weise, in der das derzeitige Konsultationsverfahren 
des ENTSO-E formuliert ist, für ein ausgewogenes Verhältnis zwischen dem Recht der 
Akteure, an dem Verfahren eng beteiligt zu werden, und der Pflicht des ENTSO-E, die 
Netzkodizes im vorgegebenen Zeitrahmen zu erstellen, sorgt. Die ACER weist jedoch auch 
darauf hin, dass der ENTSO-E die Anliegen der Akteure bei der Erstellung der Netzkodizes 
und die Organisation der Konsultationen im Auge behalten sollte. Insbesondere betont die 
ACER die Bedeutung vorheriger informeller Konsultationen und ermutigt sie den ENTSO-E, 
hinsichtlich bevorstehender Konsultationen größtmögliche Transparenz an den Tag zu legen. 
Ferner empfiehlt sie dem ENTSO-E, als Standard-Konsultationszeitraum einen Zeitraum von 
zwei Monaten anzusetzen. Kapitel 2 sollte entsprechend geändert werden. 

II. 4.3. Stellungnahme der Kommission

Aus Sicht der Kommission müssen Form und Dauer öffentlicher Konsultationen zu 
Netzkodizes dergestalt sein, dass alle betroffenen Akteure eine faire Chance haben, sich dazu 
zu äußern. Ein Standard-Konsultationszeitraum von zwei Monaten scheint angemessen, der 
ENTSO-E sollte jedoch eine gewisse Flexibilität beibehalten, um das Konsultationsverfahren 
so strukturieren zu können, dass in ganz bestimmten Fällen Konsultationen mit einer Dauer von 
weniger als zwei Monaten möglich sind. 
In Kapitel 2.4 des Konsultationsdokuments in der Fassung vom 7.12.2010, die von der ACER 
kommentiert wurde, war vorgesehen, dass „mindestens ein Monat und in der Regel zwei 
Monate als Zeitraum für die Konsultation festgelegt werden“. 

Die Kommission teilt die Auffassung der ACER, dass mindestens in Form von Beispielen 
angegeben werden sollte, in welchen Situationen der ENTSO-E die Öffentlichkeit während 
eines Zeitraums von weniger als zwei Monaten konsultieren wird. 

Am 28. Juni 2011 hat der ENTSO-E das Kapitel 2.4 seines Dokuments zum 
Konsultationsverfahren im Anschluss an die Stellungnahme der ACER wie folgt geändert 
[Änderungen kursiv geschrieben]: 

• Organisieren informeller Diskussionen mit allen interessierten Akteuren in einem 
frühen Stadium in Abhängigkeit von der Art des Arbeitsprodukts, das entwickelt wird, 
und in der Regel für Netzkodizes. Dies kann besonders wichtig sein, wenn bestimmte 
Akteure von einem Kodex oder Plan des ENTSO-E direkter betroffen sind als andere 
oder wenn ihr Input oder ihre Daten eine wichtige Grundlage für die Arbeit des 
ENTSO-E bilden. (..)

• Zusätzlich zur möglichst frühzeitigen Vorab-Benachrichtigung über den Kalender auf 
der Website des ENTSO-E ist den konsultierten Parteien ausreichend Zeit für die
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Beantwortung unter Berücksichtigung der Komplexität der Angelegenheit und 
etwaiger Fristen einzuräumen. Workshops sind mindestens vier Wochen im Voraus 
bekanntzugeben. Bei formellen Konsultationen ist der ENTSO-E bestrebt, einen 
Konsultationszeitraum von 2 Monaten vorzusehen. In einigen Fällen gilt jedoch ein 
kürzerer Konsultationszeitraum (Mindestdauer 1 Monat), zum Beispiel wenn während 
der informellen Konsultationsphase keine kontroversen Fragen aufgetreten sind oder 
wenn die Konsensfindung bei der Abfassung des Dokuments, zu dem die Konsultation 
erfolgt, mehr Zeit in Anspruch genommen hat, wodurch seine Vorlage bis zu einem 
vorgeschriebenen Termin gefährdet sein könnte. In letzterem Fall ist der ENTSO-E 
bestrebt, vermehrt informelle Konsultationen zu nutzen und die förmliche Konsultation 
so früh wie möglich vorher anzukündigen. mindestens ein Monat und in der Regel zwei 
Monate werden als Zeitraum für die Konsultation festgelegt. Der maximale 
Konsultationszeitraum beträgt drei Monate, um sicherzustellen, dass die Fortschritte 
bei den vom ENTSO-E zu erbringenden Leistungen nicht in ungebührender Weise 
verzögert werden. 

Die Kommission ist der Ansicht, dass in der überarbeiteten Fassung nunmehr klar dargelegt ist,
in welchen Fällen der ENTSO-E auf öffentliche Konsultationen, die kürzer als zwei Monate 
sind, zurückgreifen wird und wann der ENTSO-E Vorab-Konsultationen nutzen wird, wenn der
formelle Konsultationszeitraum weniger als zwei Monate beträgt. Alle Konsultationen, 
einschließlich „informeller“ Konsultationen, müssen transparent und nichtdiskriminierend sein. 
Dieser überarbeitete Wortlaut des Kapitels 2.4 geht daher auf die Bedenken ein, die von der 
ACER angesprochen und von der Kommission geteilt wurden. 

II. 5. Kapitel 4 – Entwicklung der Netzkodizes/VNB 

II. 5.1 Inhalt 

In Kapitel 4 des Verfahrens für die Entwicklung der Netzkodizes des ENTSO-E ist für die 
Verteilernetzbetreiber (VNB) keine andere Funktion als die von regulären Akteuren 
vorgesehen. 

II. 5.2 Stellungnahme der ACER 

Während der von der ACER organisierten Konsultation wurde darauf hingewiesen, dass die 
Netzkodizes trotz des Fehlens einer speziellen Funktion für die VNB Auswirkungen auf den 
Verteilernetzbetrieb und damit unmittelbar auf die Funktion der VNB als Netzbetreiber haben 
können. Die ACER schlägt daher vor, dass im Verfahren für die Entwicklung der Netzkodizes
Bestimmungen enthalten sein sollten, die die VNB bei Aspekten, die den Verteilernetzbetrieb 
betreffen, enger einbinden. 

II. 5.3. Stellungnahme der Kommission 

Die Kommission teilt die Ansicht des ACER, wonach die Verteilernetzbetreiber die 
Möglichkeit haben sollten, in einem frühen Stadium an der Ausarbeitung von Netzkodizes 
mitzuwirken, und dass deren Meinung proaktiv eingeholt werden sollte, z. B. im Rahmen von 
Workshops und/oder Vorab-Konsultationen, wenn Netzkodizes potenziell auch für VNB von 
Bedeutung sind. Die Kommission ermutigt daher den ENTSO-E, Kapitel 4 des Verfahrens für 
die Entwicklung von Netzkodizes diesem Vorschlag entsprechend zu ändern.  

II. 6. Kapitel 4 – Entwicklung der Netzkodizes/Folgenabschätzungen 
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II. 6.1 Inhalt und Bedenken 

In Kapitel 4 des Verfahrens für die Entwicklung der Netzkodizes des ENTSO-E sind keine 
Folgenabschätzungen für Netzkodizes vorgesehen außer für Kodizes, die auf die Initiative des 
ENTSO-E nach Artikel 8 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 zurückgehen. Für 
Netzkodizes, die der ENTSO-E auf Auforderung der Kommission nach Artikel 8 Absatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 714/2009 entwickelt, sind keine Folgenabschätzungen vorgesehen. 
Folgenabschätzungen sind jedoch ein notwendiges Instrument: für den ENTSO-E, um zwischen 
verschiedenen Optionen wählen zu können, und für die Akteure, um während der öffentlichen 
Konsultation, die der ENTSO-E gemäß Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 
organisieren muss, fundierte Stellungnahmen abgeben zu können. 

II. 6.2. Stellungnahme der Kommission 

Die Kommission ist der Auffassung, dass das Verfahren für die Entwicklung der Netzkodizes 
geändert werden muss, um die Arbeitsgruppen des ENTSO-E klar dazu zu verpflichten, 
Folgenabschätzungen für Netzkodizes nach Artikel 8 Absatz 1 und Absatz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 714/2009 zu erstellen.  

II. 7. Artikel 17 der Satzung – Regionale Gruppen innerhalb von Ausschüssen des 
ENTSO-E 

II. 7.1 Inhalt und Bedenken 

Nach Artikel 17 der Satzung können zwei oder mehr Mitglieder aus zwei oder mehr Ländern 
die Bildung einer regionalen Gruppe innerhalb eines der Ausschüsse des ENTSO-E 
vorschlagen (Ausschuss „Systementwicklung“ (System Development Committee); Ausschuss 
„Systembetrieb“ (System Operations Committee); Ausschuss „Markt”; Ausschuss „Forschung 
und Entwicklung“). Jede dieser regionalen Gruppen legt ihr eigenes Arbeitsprogramm fest. 
Nach Artikel 17 Ziffer iii der Satzung kann eine regionale Gruppe detaillierte Regeln und 
Verfahren zur Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen ÜNB ausarbeiten und vereinbaren. 
Zu solchen Regeln gehören auch regionale Netzkodizes.  

II. 7.2 Stellungnahme der Kommission 

Die Kommission stellt fest, dass der Zuschnitt dieser regionalen Gruppen von der Struktur 
abweicht, die im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 für regionale Initiativen 
vorgesehen ist. Wenngleich diese Flexibilität Vorteile hat, muss es eine ausreichend effektive 
Schnittstelle zwischen den von den Regulierungsbehörden geförderten regionalen Initiativen 
gemäß Anhang I Punkt 3.2 der Verordnung (EG) Nr. 74/2009 und dem Arbeitsprogramm und 
der inhaltlichen Arbeit der regionalen Gruppe des ENTSO-E im Sinne von Artikel 17 der 
Satzung geben, um eine mangelnde Übereinstimmung zwischen den Markt- und 
Netzentwicklungsinitiativen zu verhindern. 
Am 28. Juni 2011 hat der ENTSO-E Artikel 15 Absatz 4 der Satzung wie folgt geändert: „Der 
Ausschuss (…) koordiniert die Arbeit der regionalen Gruppen im Hinblick auf europaweite 
Interessen, u. a. um in geeigneter Weise zu der Arbeit regulatorischer/staatlicher regionaler 
Initiativen beizutragen...“ [Änderungen kursiv]. 

In seinem Schreiben vom 28. Juni hat der ENTSO-E erklärt, dass diese Änderung so zu 
verstehen ist, dass sie „eine Koordinierung auf der Ebene der Arbeitsprogramme bedeutet“. Mit 

DE DE8 



 

    

    
 

der Änderung des Artikels 15 Absatz 4 der Satzung wurde dem Bedenken der Kommission 
Rechnung getragen. 

DE DE9 



 

    

  

 
   

 

    

  

    
 
 

  

  
 

  
  

   
  

 

   

   
 
 
 
 

    
  

  

    
  

 

  
 

  

III. ENTSO-G 

Die folgende Stellungnahme beruht auf der Geschäftsordnung und der Satzung des ENTSO-G 
in der von der Generalversammlung des ENTSO-G am 28. Februar 2011 verabschiedeten 
Fassung. 

III. I. Artikel 1 der Satzung - Begriffsbestimmungen 

III. 1.1 Inhalt 

Artikel 1 Absatz 42 der Satzung enthält die Definition eines Fernleitungsnetzbetreibers (FNB) 
(Transmission System Operator, TSO). Die Definition bezieht sich auf Unternehmen, die 
gemäß den Bestimmungen des Artikels 10 der Richtlinie 2009/73/EG als FNB benannt wurde. 

III. 1.2 Stellungnahme der ACER 

Die ACER ist darüber besorgt, dass diese Definition unbeabsichtigterweise „FNB, die gemäß 
Artikel 14 oder 18 der Richtlinie 2009/73/EG als FNB benannt werden“ ausschließen könnte. 
Die ACER hat ferner eine Rechtsunsicherheit festgestellt hinsichtlich der Frage, ob ein FNB, 
der nach dem in Artikel 11 der Richtlinie 2009/73/EG festgelegten Verfahren zertifiziert wurde, 
der FNB-Definition des ENTSO-G entspricht. 

Die ACER empfiehlt, dass die Definition der FNB in Artikel 1 Absatz 42 sich allgemein auf 
„FNB gemäß der Begriffsbestimmung in der Richtlinie 2009/73/EG“ beziehen sollte, ohne 
einzelne Artikel explizit zu nennen. 

III. 1.3. Stellungnahme der Kommission 

Die Satzung des ENTSO-G verwendet hinsichtlich der Fernleitungsnetzbetreiber zwei 
verschiedene Konzepte. Nur „Transmission System Operators“ (mit großgeschriebenen 
Anfangsbuchstaben) dürfen dem Verbund als Mitglied beitreten, während „transmission system 
operators“ (mit kleingeschriebenen Anfangsbuchstaben) als assoziierte Partner beitreten 
können (Artikel 9a Absatz 1 der Satzung). Der Begriff „Transmission System Operators“ wird 
in Artikel 1 Absatz 42 der Satzung durch einen Verweis auf Artikel 10 der 
Richtlinie 2009/73/EG definiert, während der Begriff „transmission system operator“ 
überhaupt nicht definiert ist (in Artikel 9a Absatz 1 der Satzung wird dieses Konzept lediglich 
durch die Angabe präzisiert, dass solche Einrichtungen sich in Mitgliedstaaten befinden 
müssen, „für die Ausnahmen nach Artikel 30 der Verordnung in Verbindung mit Artikel 49 der 
Richtlinie gelten“). 

Die praktischen Auswirkungen einer Unterscheidung zwischen diesen beiden Konzepten von 
Fernleitungsnetzbetreibern bestehen anscheinend darin, Stimmrechte jenen Personen 
vorzubehalten, die von einer EU-Regulierungsbehörde als FNB nach einem der Modelle in 
Artikel 9 der Richtlinie 2009/73/EG benannt werden, während die Rechte von 
Fernleitungsnetzbetreibern, denen eine Ausnahme von der Entflechtung gewährt wurde, auf 
den bloßen Status eines assoziierten Partners ohne Stimmrechte beschränkt werden. 
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Die Kommission teilt die Auffassung der ACER, wonach der aktuelle Wortlaut des Artikels 1 
Absatz 42 der Satzung unklar ist, da die Definition sich auf Artikel 10 der 
Richtlinie 2009/73/EG und nicht auf die Definition der FNB in Artikel 2 Absatz 4 der 
Richtlinie 2009/73/EG bezieht. Außerdem sollte die Unterscheidung zwischen verschiedenen 
Kategorien von Mitgliedern mit unterschiedlichen Rechten auf expliziten transparenten, 
objektiven und nichtdiskriminierenden Kriterien beruhen. 

Die Kommission empfiehlt daher, das Konzept des FNB in der Satzung durch die Bezugnahme 
auf Artikel 2 Absatz 4 der Richtlinie 2009/73/EG zu klären und danach explizit klarzustellen, 
welche Kriterien für die Unterscheidung zwischen Mitgliedern, assoziierten Partnern und 
Beobachtern relevant sind. Es ist legitim, dass der ENTSO-G die Stimmrechte den FNB in der 
EU, die als entflochten zertifiziert sind, vorbehält, allerdings sollte dies auf eine transparentere 
Weise klargestellt werden und gleichzeitig den übrigen FNB in der EU die Möglichkeit geboten 
werden, als assoziierte Partner oder Beobachter tätig zu sein. Was FNB aus Nicht-EU-Staaten 
betrifft, siehe Punkt III.9. 

III. 2. Artikel 7 der Satzung - Aufnahme neuer Mitglieder 

III. 2.1 Inhalt 

Artikel 7 der Satzung enthält ein einziges Kriterium für die Mitgliedschaft im ENTSO-G:
beitrittswillige Mitglieder müssen von einem EU-Mitgliedstaat als FNB benannt sein, um dem
ENTSO-G beitreten zu können. Allerdings wird den FNB, selbst wenn diese Bedingung erfüllt
ist, nicht automatisch die Mitgliedschaft gewährt. In Artikel 7 der Satzung heißt es, dass die 
Generalversammlung beschließen „kann“, die Mitgliedschaft zu gewähren. 

III. 2.2 Stellungnahme der ACER 

Wie im Falle des ENTSO-E schlägt die ACER ebenfalls vor, in Artikel 7 der Satzung das Wort
„may“ („kann“) durch „shall“ („muss“) zu ersetzen. Die Generalversammlung sollte dazu 
verpflichtet werden, FNB aus EU-Mitgliedstaaten als Mitglieder aufzunehmen, sobald sie die 
in Artikel 7 der Satzung genannten Kriterien erfüllen, es sei denn, ein beitrittswilliger FNB 
befindet sich in einer Lage, die gemäß Artikel 9 der Satzung zu seinem Ausschluss aus dem 
ENTSO-G führen würde, wenn er bereits Mitglied wäre. 

III. 2.3. Stellungnahme der Kommission 

Juristische und natürliche Personen, die von einer nationalen Regulierungsbehörde in der 
Europäischen Union als Fernleitungsnetzbetreiber ernannt werden, müssen nach Artikel 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 715/2009 auf Unionsebene im Rahmen des ENTSO (Gas) 
zusammenarbeiten. Aus dieser Pflicht ergibt sich, dass die Fernleitungsnetzbetreiber in der 
Europäischen Union auch das Recht haben müssen, dem Verbund beizutreten, um ihre Pflicht 
zur Zusammenarbeit zu erfüllen. 

Was natürliche und juristische Personen betrifft, die als FNB benannt wurden und daher auch 
als entflochten zertifiziert sind, empfiehlt die Kommission daher dem ENSTO-G, in Artikel 7 
Absatz 1 das Wort „may“ („kann“) durch „shall“ („muss“) zu ersetzen 

III. 3. Artikel 37 der Satzung – Änderungen der Satzung 
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III. 3.1 Inhalt 

In Artikel 37 der Satzung wird das Verfahren für die Änderung der Satzung beschrieben. 
Änderungen der Satzung werden verabschiedet, wenn die Abstimmungsanforderungen erfüllt
sind, es sei denn, sie betreffen Änderungen des Zwecks des Verbunds. In diesem Fall treten die 
Änderungen nur nach der Veröffentlichung der Genehmigung der Änderung durch ein 
belgisches königliches Dekret in Kraft. Nach Artikel 37 der Satzung ist weder eine 
Stellungnahme der Europäischen Kommission noch eine Stellungnahme der ACER 
erforderlich. 

III. 3.2 Stellungnahme der ACER 

Nach Artikel 5 Absätze 2 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 ist eine vorherige 
Stellungnahme der ACER und der Europäischen Kommission erforderlich, bevor die Satzung 
und Geschäftsordnung des ENTSO-G in Kraft treten können. Die ACER ist der Ansicht, dass 
für spätere substanzielle Änderungen der Satzung und der Geschäftsordnung ein ähnliches 
Verfahren einzuhalten ist. 

III. 3.3 Stellungnahme der Kommission 

Die Kommission teilt die Ansicht der ACER, dass eine erneute Konsultation der ACER und 
der Kommission erfolgen muss, wenn es sich bei künftigen Änderungen der Satzung und der 
Geschäftsordnung um substanzielle Änderungen handelt. Ansonsten besteht die Gefahr, dass 
der nützliche Effekt der aktuellen Konsultation rückwirkend unterminiert wird, wenn die 
Satzung und die Geschäftsordnung später in erheblichem Umfang geändert werden. 

III. 4. Artikel 43 der Satzung – Übergangsbestimmungen 

III. 4.1 Inhalt 

Nach Artikel 43 der Satzung sind Gründungsmitglieder des ENTSO-G während eines 
Zeitraums von 36 Monaten nach dem Inkrafttreten der Richtlinie 2009/73/EG am 
3. September 2009 von der Anforderung, als FNB benannt zu sein, befreit. In Bezug auf neue 
Mitglieder erlaubt der Artikel der Generalversammlung die Aufnahme neuer juristischer
Personen, die die Benennung als FNB beantragt haben und die voraussichtlich in naher Zukunft
von einem Mitgliedstaat als FNB benannt werden. Artikel 43 der Satzung des ENTSO-G lautet
wie folgt: 

„Innerhalb eines Zeitraums von 36 Monaten nach dem Inkrafttreten der Richtlinie müssen die 
Gründungsmitglieder die Anforderung, wonach sie als FNB benannt wurden, nicht erfüllen, 
und die Generalversammlung kann zusätzlich zu den Bestimmungen des Artikels 7 
beschließen, eine juristische Person, die die Benennung als FNB beantragt hat und die 
voraussichtlich in naher Zukunft von einem Mitgliedstaat als FNB benannt wird, als neues 
Mitglied aufzunehmen. Falls einem Mitglied, das gemäß diesen Übergangsbestimmungen 
aufgenommen wurde, die Benennung als FNB durch seinen Mitgliedstaat verwehrt wird und 
keine weitere Möglichkeit besteht, diese Entscheidung anzufechten, entscheidet die 
Generalversammlung gemäß den Bestimmungen des Artikels 9 über den Ausschluss dieses 
Mitglieds.“ 

III. 4.2 Stellungnahme der ACER 
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Die ACER empfiehlt, die Übergangsbestimmungen des Artikels 43 der Satzung anzuwenden, 
ohne zwischen Gründungsmitgliedern und neuen Mitgliedern zu unterscheiden, um eine 
Diskriminierung zu vermeiden. 

III. 4.3 Stellungnahme der Kommission 

Der ENTSO-G wurde 2010 von FNB in der EU gegründet, die nicht entflochten waren (und 
nach wie vor nicht entflochten sind), da die Frist für die Entflechtung erst am 3. März 2012 
abläuft. Es stellt sich die Frage, wie der Verbund in Bezug auf FNB verfahren wird, die die 
Entflechtungsanforderung nach dem 3. März 2012 weiterhin nicht erfüllen. Der ENTSO-G hat 
hierfür eine „Sunset“-Klausel in Artikel 43 der Satzung vorgesehen, nach der FNB als 
Mitglieder ausgeschlossen werden, wenn ihnen die Benennung als FNB ohne eine weitere 
Möglichkeit, dagegen vorzugehen, verwehrt wird. Diese Sanktion ist jedoch erst 36 Monate ab 
dem Inkrafttreten der Richtlinie 2009/73/EG möglich, d. h. ab dem 3. September 2012. 

Die Kommission hat mehrere Anmerkungen zum Artikel 43 der Satzung. 

Erstens: Der ENTSO-G ist nicht befugt, Artikel 9 Absatz 1 der Richtlinie zu ändern, wonach 
FNB bis zum 3. März 2012 als entflochten benannt werden müssen. Der Satzteil „Innerhalb 
eines Zeitraums von 36 Monaten nach dem Inkrafttreten der Richtlinie müssen die 
Gründungsmitglieder die Anforderung, wonach sie als FNB benannt wurden, nicht erfüllen…“ 
muss daher so geändert werden, dass das, was der ENTSO-G tatsächlich meint, zum Ausdruck 
kommt, d. h. es muss ein Termin festgelegt werden, bis zu dem sich das Fehlen einer 
Benennung als FNB für Gründungsmitglieder nicht negativ auf deren uneingeschränkte 
Mitgliederrechte auswirkt. 

Zweitens: Die Kommission würde dem ENTSO-G empfehlen, die „Sunset”-Klausel des 
Artikels 43 der Satzung so abzufassen, dass der Verbund verschiedene Möglichkeiten behält, 
das Fehlen einer Zertifizierung bis zum 3. März 2012 zu sanktionieren, wozu auch eine 
Aussetzung der Stimmrechte für Gründungsmitglieder oder die Änderung ihres Status in den 
eines assoziierten Partners oder Beobachters gehören. Diese Flexibilität wird es dem Verbund 
ermöglichen, auch die Gründe für das Fehlen einer Zertifizierung zu berücksichtigen und in 
angemessener Weise auf die individuellen Fälle zu reagieren. 

Drittens: Die „Sunset“-Klausel stellt derzeit nur auf die Situation ab, dass FNB die Benennung 
verwehrt wird. Sie stellt jedoch nicht auf die Situation ab, dass FNB keine Benennung 
beantragen, weil sie dies entweder nicht wollen oder nicht können, da das Land, in dem sie 
ihren Sitz haben, die Richtlinie 2009/73/EG bis zum Ablauf der Frist für die Entflechtung am 
3. März 2012 nicht umgesetzt hat. 

Viertens: Was die Stellungnahme der ACER betrifft, so ist die Kommission der Ansicht, dass 
die Generalversammlung des ENTSO-G in der Lage sein sollte, die Aufnahme neuer Mitglieder 
Personen vorzubehalten, „die die Benennung als FNB beantragt haben und die voraussichtlich 
in naher Zukunft von einem Mitgliedstaat als FNB benannt werden“. Dabei handelt es sich nicht 
um Diskriminierung, da sich Gründungsmitglieder und neue Mitglieder in unterschiedlichen 
faktischen Situationen befinden. Die Alternative würde den ENTSO-G auch dazu verpflichten, 
vorübergehend Unternehmen aufzunehmen, die wahrscheinlich nicht als FNB zertifiziert 
werden, und würde den ENTSO-G dazu zwingen, sie am 3. März 2012 aus dem Verbund 
auszuschließen. Der ENTSO-G sollte jedoch mehr Transparenz hinsichtlich der Kriterien an 
den Tag legen, die er heranziehen wird, um die Wahrscheinlichkeit dafür, dass ein Unternehmen 
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als entflochten zertifiziert wird, vorab zu prüfen. Von der Struktur her würde dieser Teil des 
Artikels 43 besser in Artikel 2 „Beantragung der Mitgliedschaft“ passen. 

Um diesen Bedenken Rechnung zu tragen, empfiehlt die Kommission dem ENTSO-G 

• im ersten Satz des Artikels 43 der Satzung klarzustellen, dass Sanktionen ab dem
3. März 2012 und nicht ab dem 3. September 2012 ergriffen werden;

• den Sanktionsmechanismus flexibler zu gestalten (z. B. mehrere Sanktionen von der 
Aussetzung der Beteiligung an Arbeitsgruppen bis zur Aussetzung der Stimmrechte, 
Herabstufung des Status in den des assoziierten Partners oder Beobachters usw.);

• den Sanktionsmechanismus auf FNB auszuweiten, die nicht bis zum 3. März 2012 als 
entflochten zertifiziert wurden, weil ihr Land bei der Umsetzung der 
Entflechtungsbestimmungen der Richtlinie 2009/73/EG erheblich in Verzug geraten 
ist.

III. 5. Artikel 4 Absatz 6 - Monitoring

III. 5.1 Inhalt

In Artikel 4 Absatz 6 der Satzung ist festgelegt, dass der ENTSO-G die Umsetzung der 
Netzkodizes beobachten und analysieren muss, sobald diese von der Kommission angenommen 
und durch das Regelungsverfahren mit Kontrolle rechtsverbindlich gemacht wurden. 

III. 5.2 Stellungnahme der ACER

Die ACER hat Sorge, dass der ENTSO-G seine Monitoringpflichten nach Artikel 8 Absatz 8 
der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 nicht in vollem Umfang berücksichtigt hat. In Artikel 4 
Absatz 6 der Satzung ist zwar festgelegt, dass der ENTSO-G die Umsetzung der Netzkodizes 
beobachten und analysieren wird, allerdings wird nicht auf die in Artikel 8 Absatz 8 der 
Verordnung (EG) Nr. 715/2009 genannten Leitlinien Bezug genommen. In Artikel 4 Absatz 6 
der Satzung fehlt auch eine spezielle Bezugnahme auf die Pflicht des ENTSO-G aufgrund von 
Artikel 8 Absatz 8 der Verordnung (EG) Nr. 715/2009, der ACER seine Erkenntnisse aus dem 
Monitoring zu melden. Die ACER schlägt vor, Artikel 4 Absatz 6 der Satzung durch eine 
Bezugnahme auf die Leitlinien zu verbessern. 

III. 5.3 Stellungnahme der Kommission

Die Kommission ist der Ansicht, dass der Verweis in Artikel 8 Absatz 8 der Verordnung (EG) 
Nr. 715/2009 auf „von der Kommission nach Artikel 6 Absatz 11 (dieser Verordnung) 
angenommene Leitlinien“ so zu verstehen ist, dass es sich um von der Kommission 
angenommene Leitlinien handelt, die Fragen betreffen, die Netzkodizes nach Artikel 6 
Absatz 11 in Einklang mit Artikel 8 Absatz 6 der Verordnung abdecken könnten. 
Die Kommission empfiehlt daher, in Artikel 4 Absatz 6 der Satzung klarzustellen, dass die 
Monitoringaufgaben des ENTSO-G auch die Anwendung von Leitlinien betreffen, die die 
Kommission zu den in Artikel 8 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 aufgeführten 
Themen erlassen könnte. Außerdem sollte in der Satzung deutlich gemacht werden, wann und 
wie der ENTSO-G der ACER die Ergebnisse des Monitoring im Einklang mit Artikel 8 
Absatz 8 der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 melden wird. 
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III. 6. Artikel 27 und 29 der Geschäftsordnung – Jahresarbeitsprogramm und 
Zehnjahresnetzentwicklungsplan 

III. 6.1 Inhalt 

In Artikel 27 Absatz 5 der Geschäftsordnung ist festgelegt, dass der „Board“ 
(geschäftsführendes Organ) der Generalversammlung den Entwurf des Jahresarbeitsprogramms 
vorlegt und dessen Annahme empfiehlt, es wird jedoch nicht auf die Stellungnahme der ACER 
hingewiesen. Das Gleiche gilt für Artikel 29 der Geschäftsordnung, in der die Notwendigkeit 
einer Stellungnahme der ACER zum Entwurf des gemeinschaftsweiten Netzentwicklungsplans 
nicht erwähnt wird. 

III. 6.2 Stellungnahme der ACER 

Die ACER weist darauf hin, dass der ENTSO-G nach Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 715/2009 dazu verpflichtet ist, der ACER den Entwurf des gemeinschaftsweiten 
Netzentwicklungsplans und den Entwurf des Jahresarbeitsprogramms zur Stellungnahme 
vorzulegen. Dies sollte in den Artikeln 27 und 29 der Geschäftsordnung klargestellt werden. 

III. 6.3 Stellungnahme der Kommission 

Die Kommission stimmt mit der ACER darin überein, dass die Artikel 27 und 29 der 
Geschäftsordnung des ENTSO-G explizit darauf hinweisen sollten, dass die ACER zum 
Entwurf des Zehnjahresnetzentwicklungsplans und zum Arbeitsprogramm des ENTSO-G 
konsultiert werden muss. Außerdem sollte in der Geschäftsordnung klargestellt werden, wie 
der ENTSO-G vorgehen wird, nachdem er die begründete Stellungnahme der ACER zu diesen 
Unterlagen erhalten hat, vor allem in den Fällen, in denen die ACER der Ansicht ist, dass das 
Arbeitsprogramm oder der Zehnjahresnetzentwicklungsplan nicht in ausreichender Weise zum 
effizienten Funktionieren des Binnenmarkts oder zu ausreichenden grenzüberschreitenden 
Verbindungskapazitäten, für die der Netzzugang Dritter gilt, beitragen. 

III. 7. Artikel 26 der Geschäftsordnung – Konsultationen, Interaktionen zwischen den 
Akteuren 

III. 7.1 Inhalt 

In Artikel 26 der Geschäftsordnung wird dargelegt, wie der ENTSO-G die betroffenen Akteure 
konsultieren wird, allerdings wird kein Zeitrahmen für die Konsultation angegeben. Was die 
formelle Konsultation betrifft, so heißt es, dass der ENTSO-G die Unterlagen, die Gegenstand 
der Konsultation sind, mindestens auf seiner Website veröffentlicht, alle registrierten Akteure 
und interessierten Parteien die Konsultation mitteilt und um Feedback zu den Unterlagen 
ersucht. 

III. 7.2 Stellungnahme der ACER 

Während der von der ACER organisierten öffentlichen Konsultation wurden Bedenken 
hinsichtlich der Dauer des Konsultationszeitraums und der Notwendigkeit zusätzlicher 
Maßnahmen geäußert, die es den Akteuren ermöglichen, adäquater auf die Vorschläge zu 
reagieren. Die ACER schlägt daher vorherige informelle Konsultationen vor und ermutigt den 
ENTSO-G dazu, größtmögliche Transparenz in Bezug auf bevorstehende Konsultationen an 
den Tag zu legen. Ferner empfiehlt die ACER dem ENTSO-G, einen Zeitraum von zwei 
Monaten als Standard-Konsultationszeitraum vorzusehen, damit eine fundierte Konsultation 
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erfolgen kann, und einen Konsultationszeitraum von einem Monat nur in Ausnahmefällen 
vorzusehen. 

Außerdem sollte der ENTSO-G die Herangehensweisen, die den für die Konsultation 
veröffentlichten Unterlagen zugrunde liegen, in angemessener Weise, ggf. durch eine 
Folgenabschätzung, begründen und erläutern, wie mit den eingegangen Kommentaren 
verfahren wird. Der Artikel 26 der Geschäftsordnung sollte entsprechend geändert werden. 

III. 7.3 Stellungnahme der Kommission 

Die Kommission teilt die Ansicht der ACER, wonach öffentliche Konsultationen des ENTSO-
G transparent sein sollten. Vorab-Konsultationen, die „formellen“ Konsultationen vorausgehen, 
sollten ebenfalls dem Grundsatz der Nichtdiskriminierung und Transparenz entsprechen. Die 
Dauer einer öffentlichen Konsultation sollte in einem angemessenen Verhältnis zu dem 
Dokument stehen, zu dem die Konsultation erfolgt. Zwei Monate scheinen einen angemessenen 
Mindestzeitraum für die Konsultation darzustellen, jedoch sollten Abweichungen in gebührend
begründeten Fällen möglich sein (siehe oben, Abschnitt II.4.3 zum ENTSO-E). Derartige 
Ausnahmefälle sollten in der Geschäftsordnung des ENTSO-G präzisiert werden. 

Die Kommission stimmt mit dem ACER auch darin überein, dass der ENTSO-G eine 
Folgenabschätzung erstellen sollte, die verschiedene Optionen bewertet, einschließlich der in 
dem Entwurf eines Netzkodizes dargelegten empfohlenen Lösung. 

III. 8. Assoziierte Partner 

III. 8.1 Inhalt 

Nach Artikel 9a der Satzung „kann“ der ENTSO-G „assoziierte Partner haben. Ein assoziierter 
Partner kann nur ein Unternehmen sein, das eine natürliche oder juristische Person ist, die als 
Fernleitungsnetzbetreiber in einem Mitgliedstaat tätig ist und für die Ausnahmeregelungen
gemäß Artikel 30 der Verordnung in Verbindung mit Artikel 49 der Richtlinie gelten.“ 

Artikel 30 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 betrifft in Mitgliedstaaten liegende
FNB, für die eine Ausnahme gemäß Artikel 49 der Richtlinie 2009/73/EG gewährt wurde. Der
Artikel 49 der Richtlinie betrifft entstehende und isolierte Märkte. 

III. 8.2 Stellungnahme der Kommission 

Der ENTSO-G sieht den Status eines assoziierten Partners für FNB aus EU-Mitgliedstaaten 
vor, denen eine Ausnahme gemäß Artikel 30 der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 in Verbindung 
mit Artikel 49 der Richtlinie 2009/73/EG gewährt wurde. 

Der Artikel 49 betrifft verschiedene Arten von Ausnahmen (vom Netzzugang Dritter, von der
Entflechtung), und für einige Mitgliedstaaten sieht der Artikel 49 eine Ausnahme nur für Teile
ihres Hoheitsgebiets (Inseln) vor. Unklar ist jedoch, welche Ausnahmen genau für die 
Einstufung eines FNB als „assoziierten Partner“ statt als Mitglied wesentlich sind. In Artikel 9a 
der Satzung sollte deutlicher festgelegt werden, welche Art von Ausnahme in Artikel 49 
diesbezüglich materiellrechtlich relevant ist. Zusätzlich zu den Anmerkungen unter 
Punkt III.1.3 empfiehlt die Kommission daher, weiter zu klären, welche Elemente für die 
Definition eines „assoziierten Partners“ entscheidend sind. 

III. 9. Beteiligung von FNB aus Drittländern 

III.9.1 Inhalt und Bedenken 
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Der ENTSO-G schließt derzeit FNB aus Drittländern von der Mitgliedschaft im Verbund aus. 
Der Verbund kann jedoch Beobachter aus Drittländern haben. Ein „Beobachter“ kann „jedes 
Unternehmen sein, das eine natürliche oder juristische Person ist, die als 
Fernleitungsnetzbetreiber in einem Staat tätig ist, der ein EU-Beitrittskandidat, eine Partei des 
Vertrags zur Gründung der Energiegemeinschaft oder eine Partei des Übereinkommens zur 
Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation ist“.  
Allerdings haben Beobachter nur sehr begrenzte Möglichkeiten, zur Arbeit des ENTSO-G 
beizutragen. Sie können an der Generalversammlung ohne Stimmrechte teilnehmen, jedoch im 
Gegensatz zu den assoziierten Partnern keinen aktiven Beitrag auf der Ebene der 
Arbeitsgruppen leisten. Mittelfristig können sich jedoch Drittländer aus dem Europäischen 
Wirtschaftsraum und aus der Energiegemeinschaft sowie die Schweiz dazu verpflichten, das 
dritte Energiepaket in nationales Recht umzusetzen und somit dazu, Verfahren für die 
Zertifizierung von FNB als entflochten im Sinne der Richtlinie 2009/73/EG einzuführen. 
Drittlands-FNB müssen dann die Netzkodizes des ENTSO-G anwenden und können 
verpflichtet sein, über den ENTSO-G mit FNB in der EU zusammenzuarbeiten. 
II.9.2 Stellungnahme der Kommission 

Die Kommission empfiehlt daher, FNB aus Drittländern den Beitritt zum ENTSO-G nicht nur 
als Beobachter, sondern auch als assoziierte Partner zu erlauben, sobald die Voraussetzungen 
erfüllt sind, die in dem Arbeitsdokument der Kommissionsdienststellen „Working Paper on the 
Possibility of Neighbouring Countries and their Transmission System Operators to Participate 
in ACER and in the ENTSOs“5 dargelegt sind. 
Brüssel, den 

Für die Kommission 

Mitglied der Kommission 
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